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 SPRUCH des Monats  

 

 

Die größte Gefahr im Leben ist, dass man zu vorsichtig wird. 

 

Alfred Adler; 1870 - 1937, österreichischer Arzt und Psychologe 

  

 

Was Sie interessieren kann:  

 

 
Arbeitsrecht  
 

Das neue Entgelttransparenzgesetz 
  

Das Entgelttransparenzgesetz gilt seit dem 6.7.2017 und soll für mehr Lohngerech-

tigkeit zwischen Frauen und Männern sorgen. Ab dem 6.1.2018 ist das zentrale 

Instrument des Gesetzes, der Auskunftsanspruch, in Kraft getreten.  

 

Damit erhalten Frauen und Männer in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten ein 

individuelles Auskunftsrecht, um ihre Entlohnung mit der von Kollegen beziehungs-

weise Kolleginnen mit gleicher Tätigkeit vergleichen zu können. Dieser Auskunftsan-

spruch bezieht sich aber nicht auf das konkrete Entgelt einzelner Mitarbeiter, son-

dern auf ein durchschnittliches monatliches Bruttoentgelt von fünf Mitarbeitern des 

anderen Geschlechts mit gleichen oder vergleichbaren Tätigkeiten.  

 

In der Regel soll der Auskunftsanspruch in tarifgebundenen Unternehmen über die 

Betriebsräte wahrgenommen werden. In Betrieben ohne Betriebsrat und ohne Tarif-

vertrag können sich die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer direkt an den Arbeit-

geber wenden. Das Gehalt eines bestimmten Mitarbeiters zu erfahren ist nicht mög-

lich. 

 
 
 
 



Familienrecht 
 
 

Haftungsansprüche von Eltern bei fehlendem 

Kinderbetreuungsplatz 
  

Nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) hat ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet 

hat, bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche Förde-

rung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege. 

 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 20.10.2016 in mehreren Entscheidungen 

mit der Frage zu befassen, ob Eltern im Wege der Amtshaftung den Ersatz ihres 

Verdienstausfallschadens verlangen können, wenn ihren Kindern entgegen der Vor-

schriften aus dem SGB ab Vollendung des ersten Lebensjahres vom zuständigen 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe kein Betreuungsplatz zur Verfügung gestellt wird 

und sie deshalb keiner Erwerbstätigkeit nachgehen können. 

 

In den 3 Fällen beabsichtigten die Mütter jeweils nach Ablauf der einjährigen Eltern-

zeit ihre Vollzeitberufstätigkeit wieder aufzunehmen. Unter Hinweis darauf meldeten 

sie für ihre Kinder wenige Monate nach der Geburt bei der Stadt Bedarf für einen 

Kinderbetreuungsplatz für die Zeit ab der Vollendung des ersten Lebensjahres an. 

Zum gewünschten Termin erhielten sie keinen Betreuungsplatz nachgewiesen. 

 

Für den Zeitraum zwischen der Vollendung des ersten Lebensjahres ihrer Kinder und 

der späteren Beschaffung eines Betreuungsplatzes verlangen die Mütter Ersatz des 

ihnen entstandenen Verdienstausfalls. 

 

Der BGH hat in allen 3 Fällen das Vorliegen einer Amtspflichtverletzung bejaht. Eine 

Amtspflichtverletzung liegt bereits dann vor, wenn der zuständige Träger der öffent-

lichen Jugendhilfe einem anspruchsberechtigten Kind trotz rechtzeitiger Anmeldung 

des Bedarfs keinen Betreuungsplatz zur Verfügung stellt. 

 

Die betreffende Amtspflicht ist nicht durch die vorhandene Kapazität begrenzt. Viel-

mehr ist der verantwortliche öffentliche Träger der Jugendhilfe gehalten, eine aus-

reichende Zahl von Betreuungsplätzen selbst zu schaffen oder durch geeignete 

Dritte - freie Träger der Jugendhilfe oder Tagespflegepersonen - bereitzustellen. 

Insoweit trifft ihn eine unbedingte Gewährleistungspflicht. 

 

Die Richter führten aus, dass diese Amtspflicht auch den Schutz der Interessen der 

Eltern bezweckt. In den Schutzbereich der Amtspflicht fallen dabei auch Verdienst-

ausfallschäden, die Eltern dadurch erleiden, dass ihre Kinder keinen Betreuungsplatz 

erhalten. 

 
 
 
 
 



Sonstiges 
 
Höhere Bußgelder für Handynutzung am Steuer 

und bei Behindern von Rettungskräften 
  

Autofahrer, die für Polizei- und Hilfskräfte keine Rettungsgasse bilden, müssen künf-

tig mit einem Bußgeld bis zu 200 € rechnen. Kommt es darüber hinaus zu einer 

weiteren Behinderung, Gefährdung oder Sachbeschädigung, kann es bis zu 120 € 

teurer werden. Außerdem droht ein einmonatiges Fahrverbot. Das sieht die Verord-

nung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vor, der der Bundesrat 

am 22.9.2017 zugestimmt hat. 

 

Die Bußgelder für Verstöße gegen die Pflicht, bei Blaulicht oder Einsatzhorn sofort 

freie Bahn zu schaffen, wurden ebenfalls angehoben. Beide Verstöße sind gleich 

schwer zu bewerten und müssen deshalb auch weiter gleich geahnt werden. 

 

Das neue Handy-Verbot enthält eine technikoffene Formulierung, die sicherstellen 

soll, dass sich Fahrzeugführer während der Fahrt grundsätzlich nicht durch Informa-

tions-, Kommunikations- und Unterhaltungsmittel ablenken lassen. Die Bedienung 

der Geräte mittels Sprachsteuerung und Vorlesefunktion bleibt zulässig, ebenso 

deren sekundenschnelle Nutzung. Bei einem Verstoß gegen die geänderten Vor-

schriften zur Nutzung elektronischer Geräte drohen erhöhte Bußgelder. 
 

 


